
Vorwort

Das vorliegende Beiheft enthält die Texte der Vorträge der Tagung der Deutschen 
Sektion der Internationalen Vereinigung für Rechts- und Sozialphilosophie (IVR), 
die zu dem Thema „Souveränität, Transstaatlichkeit und Weltverfassung“ vom 25. 
bis 27. September 2014 an der Universität Passau stattgefunden hat.

Wir möchten allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Tagung noch einmal 
ganz herzlich für eine äußerst ideen- und diskussionsreiche Begegnung danken. Wir 
danken der Universität Passau für großzügige finanzielle Unterstützung. Ganz be-
sonderer Dank gebührt allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, ohne deren tat-
kräftige Unterstützung und organisatorische Gesamtleistung die Tagung gar nicht 
möglich gewesen wäre, namentlich Markus Abraham und Till Zimmermann, aber 
auch Thomas Jänicke, Anna Lena Meisenberger, Amelie Rösl, Georgia Stefanopou-
lou sowie Lisa Förster, Franziska Gotthard, Teresa Göttl, Leonie König, Katrin Pil-
gram, Julius Schauf und Ulrich Völker.
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Souveränität, Transstaatlichkeit und Weltverfassung

Bevor der wissenschaftliche Teil der Tagung beginnt, möchten wir über die drei Be-
griffe, die das Thema bestimmen, ein paar kurze Bemerkungen machen. Sie sollen 
andeuten, wie bedeutungs- und diskussionsoffen das Thema ist.

Der vertrauteste, wenn auch vielleicht unklarste Anknüpfungspunkt ist jener der 
Souveränität. Man kann sie sich in einem Vergleich zur personalen Selbstbestim-
mung ausdenken, dann kommt man über Variationen wie „Selbstbestimmungsrecht 
der Völker“ oder „Volkssouveränität“ zu einem handhabbaren Analogon. Problema-
tisch wird es, wie im zwischenmenschlichen Verhältnis, wenn zwei Selbstbestim-
mungsansprüche aufeinandertreffen, die sich in ihrem Gehalt einander ausschlie-
ßen.

Die denkwürdigste Stelle, die es zu diesem Problem gibt, findet sich im Mehr-
heitsvotum der sogenannten Solange-I-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 29. Mai 1974. Zur Möglichkeit der Übertragung von Hoheitsrechten auf zwi-
schenstaatliche Einrichtungen nach Art. 24 Abs. 1 des Grundgesetzes heißt es:

„Das kann nicht wörtlich genommen werden. Art. 24 GG muss wie jede Verfassungsbestim-
mung ähnlich grundsätzlicher Art im Kontext der Gesamtverfassung verstanden und ausgelegt 
werden. Das heißt, er eröffnet nicht den Weg, die Grundstruktur der Verfassung, auf der ihre 
Identität beruht, ohne Verfassungsänderung, nämlich durch die Gesetzgebung der zwischen-
staatlichen Einrichtung zu ändern. […] Art. 24 ermächtigt nicht eigentlich zur Übertragung von 
Hoheitsrechten, sondern öffnet die nationale Rechtsordnung […] derart, dass der ausschließli-
che Herrschaftsanspruch der Bundesrepublik Deutschland im Geltungsbereich des Grundgeset-
zes zurückgenommen und der unmittelbaren Geltung und Anwendbarkeit eines Rechts aus 
anderer Quelle innerhalb des staatlichen Herrschaftsbereichs Raum gelassen wird.“1

Es ist nicht klar, worin der Unterschied bestehen soll, vielmehr erscheinen Zurück-
nahme des ausschließlichen Herrschaftsanspruchs zugunsten anderer Rechtsquellen 
und Übertragung von Hoheitsrechten lediglich als zwei unterschiedliche Beschrei-
bungen ein und desselben Vorgangs.

Dieser Vorgang ist mittlerweile unstreitig, allerdings verwendet das Bundesver-
fassungsgericht auch in neuerer Zeit denkwürdige Formeln. In der Entscheidung 
über die Sicherungsverwahrung vom 4. Mai 2011 sagt es, das „‚letzte Wort‘ der 
deutschen Verfassung“ stehe „einem internationalen und europäischen Dialog der 
Gerichte nicht entgegen, sondern [sei] dessen normative Grundlage“2. Was soll das 
heißen, wenn ein Dialog seinem Begriff nach auf eine Form der Verständigung geht, 
die sich gerade dadurch auszeichnet, dass keiner der Beteiligten das Recht des letzten 
Wortes beansprucht? Das ist auch in der Stellungnahme des Bundesverfassungsge-
richts anerkannt, denn sonst ergeben die Anführungszeichen, in die man das letzte 
Wort gestellt hat, keinen Sinn.

Dass man Souveränität am Modell der Selbstbestimmung einer Person entwi-
ckelt, ist nichts Ungewöhnliches, denn Staaten sind nichts anderes als Personen, 

1	 BVerfGE 37, 271, 279 f.
2	 BVerfGE 128, 326, 369.
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nämlich Personen im juristischen Sinne. In Kants Friedensschrift heißt es: „Völker 
als Staaten können wie einzelne Menschen beurteilt werden“3. So gesehen ist der 
zweite der Tagungsbegriffe, Transstaatlichkeit, fast selbstverständlich: Staaten kön-
nen, wie Menschen, nicht für sich alleine existieren, sondern nur, indem sie aus sich 
heraus und auf andere zugehen. Staaten existieren nur, wo es Grenzüberschreitun-
gen gibt. Diese Überschreitungen können beabsichtigt oder unbeabsichtigt sein, wie 
die Veränderung von Flussläufen, militärische Episoden, soziale Bewegungen, Mig-
ration, Verträge. Staaten können, wie der Fall des Europäischen Einigungsprozesses 
zeigt, sogar darin übereinkommen, etwas Drittes ins Werk zu setzen, in dem sie als 
Staaten zumindest partiell oder sektoral verschwinden.

Dieses Dritte kann, wie ebenfalls der Fall der Europäischen Integration zeigt, 
auch eine Verfassung sein, auch wenn politische Klugheitsregeln mit Blick auf be-
stimmte Selbstverständnisse und bestimmte Auffassungen vom Wesen des „letzten 
Wortes“ es gebieten können, zur Beschreibung dieses Vorgangs den Begriff der Ver-
fassung nicht zu verwenden. Es gibt jedenfalls keinen Grund, den dritten der Ta-
gungsbegriffe, jenen der Weltverfassung, als Ausdruck von Größenwahn zu betrach-
ten. Worin liegt aber die besondere Schwierigkeit dieses Begriffs? Sie liegt in der 
Neigung, die Weltverfassung nach dem Modell der Verfassung des Nationalstaats zu 
konzipieren. Dieser Konzeption liegt allerdings eine petitio principii zugrunde: ein 
Verständnis von nationalstaatlicher Verfasstheit als maßgeblicher Norm für alle Ver-
fassungen. Rechtssoziologische Untersuchungen haben hier zu Recht darauf hinge-
wiesen, dass die Semantik des Rechtsbegriffs alternative Verfassungsverständnisse 
zulässt. Bedingung ist eine Auflockerung des juristisch oder staatsphilosophisch prä-
valenten Verfassungsholismus. Die Einheit der Rechtsordnung ist, wie schon in je-
der studentischen Falllösung erfahren werden kann, nur ein Argument unter ande-
ren.4 Auch die Diagnose des fragmentarischen Charakters der Globalverfassung5 
muss nicht verzagt machen, sondern ist einstweilen nur als Index dafür anzusehen, 
dass etwas in Entwicklung begriffen ist.

Es gibt unzweifelhaft ein „Mehr an Recht“6 außerhalb staatlicher Normsetzungs
tätigkeit.7 Bayerische Kreditinstitute haben sich geweigert, für den Vorsitzenden ei-
ner rechtspopulistischen und islamfeindlichen Partei Girokonten weiterzuführen, 
und zwar mit dem Argument, die Programmatik der Partei verstoße gegen das fried-
liche Miteinander und die Menschenwürde.8 Private Unternehmen bedienen sich 
also ganz selbstverständlich eines Rückgriffs auf Grund- und Menschenrechte, um 
bestimmte Entscheidungen zu begründen. Unabhängig davon, dass solche Ent-
scheidungen auch unternehmerisch motiviert sind, also dazu dienen, den Marktwert 
des Unternehmens als moralisch integre Person zu erhöhen, wird durch solche Vor-
gänge belegt, dass Grund- und Menschenrechte eine unmittelbare horizontale Gel-

3	 Immanuel Kant, Zum ewigen Frieden [1795], Stuttgart 1984, 16.
4	 Vgl. Niklas Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, Frankfurt am Main 1995, 73: „Einheit des 

Rechtssystems keine operative Prämisse des Rechtssystems“.
5	 Dazu Gunther Teubner, Verfassungsfragmente, Berlin 2012.
6	 BVerfGE 34, 269, 286 ff.
7	 S. zur Thematik Stefan Kadelbach / Klaus Günther, Recht ohne Staat? Zur Normativität nichtstaat-

licher Rechtsetzung, Frankfurt am Main 2011.
8	 S. dazu Bernd Kastner / Ekkehard Müller-Jentsch, Banken kündigen Stürzenbergers Konten, 30. Sep-

tember 2013, www.sueddeutsche.de.



11Souveränität, Transstaatlichkeit und Weltverfassung

tungsdimension haben, was in einer zu strikten Engführung von Recht und Staat 
aus dem Blick geraten kann. Freilich bedarf es, damit Recht nicht nur Geltung bean-
spruchen, sondern, mit Kelsens berühmter Wendung, im Großen und Ganzen auch 
wirksam sein kann, des Rechtszwangs. Dieser Umstand erklärt die Attraktivität des 
ideellen Fluchtpunkts einer Weltrepublik. Häufig wird in diesem Zusammenhang 
behauptet, Kant habe diese Idee verworfen, aber das stimmt nicht. Für Kant ist die 
Idee der Weltrepublik ganz richtig, nur scheitert sie faktisch an dem, was Kant als die 
„Idee [der Staaten] vom Völkerrecht“9 bezeichnet.

Was das genau heißt, ist offen, genauso wie es die Leitbegriffe dieser Tagung 
sind. Ihre Veranstalter erhoffen sich ein paar klärende Auseinandersetzungen oder 
Zusammenführungen, nicht aus theorieästhetischen Gründen, sondern weil die da-
mit zusammenhängenden Fragen akuter geworden sind und in der zu beobachten-
den Renaissance des politischen Denkens und Handelns in nationalistischen und 
kulturalistischen Kategorien das Gute an diesen Begriffen verloren zu gehen droht.

9	 Kant (Fn. 3), 20.


